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(Nr. 9955.) Geſetz, betreffend die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten 
im Regierungsbezirke Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich 
Heſſen⸗Homburgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes Frankfurt a. M. Vom 
12. Oktober 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
den Regierungsbezirk Wiesbaden mit Ausſchluß des vormals Landgräflich Heſſen⸗ 
Homburgiſchen Gebietes und des Stadtkreiſes Frankfurt a. M., was folgt: 


SER 

Die Gemeinden und öffentlichen Anftalten find verpflichtet, für den Schutz 

ihrer Waldungen durch genügend befähigte Perſonen ausreichende Fürſorge 
zu treffen. 8 2 


Diejenigen Gemeinden und öffentlichen Anſtalten, deren Waldungen zu 
klein zur Anſtellung eines eigenen Forſtſchutzbeamten ſind, haben ſich, ſoweit die 
örtlichen Verhältniſſe nicht entgegenſtehen, mit anderen Wald beſitzenden Ge— 
meinden und öffentlichen Anſtalten zur gemeinſchaftlichen Anſtellung eines Forſt— 
ſchutzbeamten zu vereinigen. 

Falls über die Bildung gemeinſchaftlicher Schutzbezirke eine Verſtändigung 
unter den Betheiligten nicht erzielt wird, entſcheidet der Regierungspräſident nach 
Anhörung des Kreisausſchuſſes, wenn mehrere Kreiſe betheiligt ſind, der Kreis— 
ausſchüſſe, ſowie, wenn ein Stadtkreis betheiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 
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Mit Zuſtimmung der betheiligten Waldbeſitzer (Staat, Gemeinden und 
öffentlichen Anſtalten) können vereinzelt liegende Flächen von Staatswald derartigen 
gemeinſchaftlichen Schutzbezirken angeſchloſſen oder vereinzelt liegende Gemeinde— 
oder Anſtaltswaldungen fiskaliſchen Schutzbezirken angeſchloſſen werden. 


$. 3. 
Die Beſetzung der Stellen erfolgt: 


a) bei Städten durch den Magiſtrat, oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, 
durch den Bürgermeiſter nach Anhörung der Stadtverordnetenver— 
ſammlung, 

b) bei Landgemeinden mit kollegialiſchem Gemeindevorſtand durch dieſen, 

e) bei den übrigen Landgemeinden durch den Bürgermeiſter nach An— 
hörung der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung), 

d) bei öffentlichen Anſtalten durch deren verfaſſungsmäßige Vertretung. 

Wird bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken unter den Betheiligten über die 

Beſetzung der Stelle eine Verſtändigung nicht erzielt, ſo entſcheidet der Regie— 
rungspräſident. 


$. 4. 

Die Forſtſchutzbeamten der Gemeinden und öffentlichen Anſtalten bedürfen 
der Beſtätigung durch den Regierungspräſidenten und ſind nach vorwurfsfreier 
Ablegung einer einjährigen Probedienſtzeit auf Lebenszeit anzuſtellen. 

Ausgeſchloſſen von der Anſtellung auf Lebenszeit bleiben diejenigen Beamten, 
deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in 
Anſpruch genommen werden, oder welche nur für ein ſeiner Natur nach vorüber— 
gehendes Geſchäft angenommen worden ſind. 

Darüber, ob eine Forſtſchutzbeamtenſtelle eine ſolche iſt, daß ſie die Zeit 
und Kräfte eines Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entſcheidet mit 
Ausſchluß des Rechtsweges der Regierungspräſident nach Anhörung des Kreis— 
ausſchuſſes, wenn mehrere Kreiſe betheiligt ſind, der Kreisausſchüſſe, ſowie, wenn 
ein Stadtkreis betheiligt iſt, des Bezirksausſchuſſes. 


$. 5. 

Im Staats-, Gemeinde- oder Anftaltsdienfte bereits lebenslänglich ange 
ſtellt geweſene Forſtſchutzbeamte können von den Gemeinden oder öffentlichen 
Anſtalten ohne Ablegung der ſonſt erforderlichen Probedienſtzeit lebenslänglich 
angeſtellt werden. 


$. 6. 
Die Feſtſetzung der Beſoldungen unterliegt in allen Fällen der Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes. 


— Re 


Dieſer entſcheidet auch, falls bei gemeinſchaftlichen Schutzbezirken über 
die Feſtſetzung der Beſoldungen eine Verſtändigung unter den Betheiligten nicht 
erzielt wird. 

Der Regierungspräſident kann verlangen, daß angemeſſene Beſoldungs⸗ 
beträge bewilligt werden, und im Falle der Weigerung die Eintragung des 
Betrages in den Haushalts-Etat verfügen. Gegen dieſe Verfügung ſteht den 
betheiligten Gemeinden und Anſtalten die Klage beim Oberverwaltungsgerichte offen. 

Die Beſoldung gemeinſchaftlicher Beamten (F. 2) iſt von den Waldbeſitzern 
Mangels anderweiter Vereinbarung nach Maßgabe der Fläche der betheiligten 
Waldungen aufzubringen. 

9.7 

Die auf Lebenszeit angeſtellten Forſtſchutzbeamten erhalten bei eintretender 
Dienſtunfähigkeit Penſion nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Grundſätzen. 

Bei der Berechnung der Dienſtzeit Zwecks Feſtſetzung der Penſion kommt 
auch die Zeit in Anrechnung, während welcher der zu penſionirende Forſtſchutz— 
beamte als ſolcher bei anderen Gemeinden oder öffentlichen Anſtalten innerhalb 
des Geltungsbereichs dieſes Geſetzes angeſtellt geweſen iſt. 


F. 8. 

Die Penſion fällt fort oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch ander: 
weite Anſtellung im Staats-, Gemeinde- oder Anſtaltsdienſte ein Einkommen 
oder eine neue Penſion erwirbt, welche mit Zurechnung der erſten Penſion ſein 
früheres Einkommen überſteigen. 


$. 9. 

Die Wittwen und Waiſen der auf Lebenszeit angeſtellten Forſtſchutzbeamten 
erhalten Wittwen- und Waiſengeld nach den für die Wittwen und Waiſen der 
unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften unter Zugrundelegung des 
von dem Beamten im Augenblicke des Todes erdienten Penſionsbetrages. 


$. 10. 


Ueber ftreitige Penſionsanſprüche der Forſtſchutzbeamten, ſowie über ftreitige 
Anſprüche der Hinterbliebenen dieſer Beamten beſchließt, wenn Stadtgemeinden 
betheiligt find, der Bezirksausſchuß, in allen anderen Fällen der Kreisausſchuß, 
und zwar ſoweit ſich der Beſchluß darauf erſtreckt, welcher Theil des Dienſt— 
einkommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Beſoldung anzuſehen iſt, 
vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander zuſtehenden Klage im Ver— 
waltungsſtreitverfahren, im Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges. 

Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 
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Ueber die Thatſache der Dienſtunfähigkeit iſt entſtehendenfalls in dem 
bezüglich der Entfernung aus dem Amte vorgeſchriebenen Verfahren Entſcheidung 
zu treffen, und zwar, wenn Stadtgemeinden betheiligt find, gemäß $. 91 Abſatz ! 
Nr. 2 der Städteordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 4. Auguſt 1897 
Geſetz-Samml. S. 254), in allen anderen Fällen gemäß $. 115 Nr. 3 der 
Landgemeindeordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 4. Auguſt 1897 
(Geſetz-Samml. S. 301). 

$. 12. 

Sämmtliche Gemeinden und öffentlichen Anſtalten, welche für ihre Wal— 
dungen nach den vorſtehenden Beſtimmungen penſionsberechtigte Schutzbeamte 
angeſtellt haben, werden zu einem Kaſſenverbande vereinigt, welchem es obliegt, 
den in Ruheſtand verſetzten Forſtſchutzbeamten und den Hinterbliebenen von 
Forſtſchutzbeamten die ihnen zuſtehenden Penſionen und Wittwen- und Waiſen— 
gelder zu zahlen. 

Gehören zu einem gemeinfchaftlichen Schutzbezirke fiskaliſche Waldgrundſtücke, 
jo hat der Forſtfiskus für dieſe Flächen dem Kaſſenverbande beizutreten. 

Die zur Beſtreitung der Zahlungen von Penſionen und Wittwen- und 
Waiſengeldern erforderlichen Beiträge werden von den zum Verbande gehörigen 
Waldeigenthümern nach Verhältniß des jeweiligen penſionsberechtigten Dienſt— 
einkommens aufgebracht. 

Die Beiträge werden von dem Vorſtande des Kaſſenverbandes feſtgeſetzt. 

Gegen den Feſtſtellungsbeſchluß findet innerhalb zwei Wochen die Be— 
ſchwerde an den Bezirksausſchuß ſtatt. 

Im Uebrigen werden die Verhältniſſe der Kaffe durch ein nach Anhörung 
des Kommunallandtages des Regierungsbezirkes Wiesbaden von dem Miniſter 
des Innern zu erlaſſendes Regulativ geordnet. 


$. 13. 


Von der Errichtung des Kaſſenverbandes (§. 12) kann abgeſehen werden, 
ſo lange die auf Grund des Beſchluſſes des Kommunallandtages vom 18. April 
1896 und der landesherrlichen Genehmigung vom 12. Juli 1896 begründeten 
Ruhegehaltskaſſe und Wittwen- und Waiſenkaſſe für die Kommunalbeamten des 
Regierungsbezirkes Wiesbaden beſtehen und die Zahlung der nach dieſem Geſetze 
an Forſtſchutzbeamte und deren Hinterbliebene zu gewährenden Penſionen und 
Wittwen⸗ und Waiſengelder übernehmen. 


$. 14. 


Denjenigen Gemeinden, welche anderweit ausreichend für die Penſionirung 
ihrer Forſtſchutzbeamten und die Verſorgung von deren Wittwen und Waiſen 
geſorgt haben, kann von dem Regierungspräſidenten das Fernbleiben von dem 


u 


Kaſſenverbande oder der Wiederaustritt aus demſelben geftattet werden, ſofern 
dadurch die Intereſſen des Kaſſenverbandes nicht verletzt werden. 


8 
Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits ſeit länger als Jahresfriſt 
in derſelben Stellung befindlichen Forſtſchutzbeamten, deren Geſammtzjahres— 
einkommen ſich einſchließlich der Nebeneinnahmen auf mindeſtens 400 Mark 
beläuft, ſind, falls ſie nicht ausdrücklich darauf verzichten, als lebenslänglich 
angeſtellt anzuſehen. 
Sr 16, 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. Gleichzeitig werden 
die entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hubertusſtock, den 12. Oktober 1897. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 


(Nr. 9956.) Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatseifenbahn- 
beamten. Vom 12. Oktober 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen auf Grund des $. 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 GGeſetz-Samml. 
S. 122) und des Artikels I §. 12 der Verordnung vom 15. April 1876 GGeſetz— 
Samml. S. 107), ſowie des Artikels V des Geſetzes vom 21. Juni 1897 Geſetz⸗ 
Samml. S. 193), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, 
an Stelle der hiermit aufgehobenen Verordnungen vom 30. Oktober 1876 
(Geſetz-Samml. S. 451) und vom 4. März 1895 Geſetz-Samml. S. 37), 
was folgt: 
5. 1. 


Staatseiſenbahnbeamte, die vorübergehend außerhalb ihres Wohnortes 
dienſtlich beſchäftigt werden, erhalten für die erſten vier Wochen dieſer Beſchäfti— 
gung die geſetzlich beſtimmten Tagegelder. 

Für die folgende Zeit können die Tagegelder (Kommandogelder) nach Be— 
ſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten ermäßigt werden. 

(Nr. 99559056.) 
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Für diejenigen Tage, an welchen die Beamten von dem Orte ihrer vorüber— 
gehenden Beſchäftigung aus Dienſtreiſen ausführen, ſind die vollen geſetzlichen 
Tagegelder und Reiſekoſten unter Wegfall der Kommandogelder zu gewähren. 


H. 2. 

Die bei den Eiſenbahndirektionen und den ihnen nachgeordneten Dienſt— 
ſtellen angeſtellten Beamten erhalten bei Dienſtreiſen auf den vom Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten verwalteten Eiſenbahnen freie Fahrt und freie Gepäckbeförde— 
rung nach Maßgabe der Freifahrtordnung und haben an Reiſekoſten, unbeſchadet 
der Beſtimmungen im F. 3, nur die beſtimmungsmäßigen Entſchädigungen für 
Zu⸗ und Abgänge zu beanſpruchen, mit der Maßgabe jedoch, daß für ein und 
denſelben Reiſetag nicht mehr als eine einmalige Entſchädigung gewährt werden 
darf. Beamte, welchen Freikarten oder Freifahrtſcheine für fremde Eiſenbahnen 
zur Benutzung überwieſen werden, ſind verpflichtet, bei Dienſtreiſen dieſelben zu 
benutzen, und erhalten an Reiſekoſten nur die Entſchädigungen für Zu- und 
Abgänge. 

Beamte, die ſich in Ausübung ihrer amtlichen Thätigkeit auf der Bahn— 
ſtrecke innerhalb des Eiſenbahndirektionsbezirks, in welchem ſie angeſtellt ſind, zu 
Fuß oder unter Benutzung einer Draiſine oder eines Bahnmeiſterwagens bewegen, 
haben auf Reiſekoſten keinen Anſpruch. 


§. 3. 

Die nachſtehend genannten Beamten erhalten für Dienſtreiſen innerhalb 
des Amtsbezirkes, für welchen ſie beſtellt ſind, ſowie auf denjenigen häufig zu 
befahrenden Strecken, für welche dies vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
beſtimmt wird, keine Entſchädigungen für Zu- und Abgang und, an Stelle der 
geſetzlichen, Tagegelder nach folgenden ermäßigten Sätzen: 

1) Vorſtände der Betriebs-, Maſchinen-, Werkſtätten-, Telegraphen- und 

Verkehrsinſpektionen und die ihnen zur Aushülfe überwieſenen höheren 

„„ , 6 Mark, 
2) Eiſenbahnbetriebsingenieure (techniſche Kontroleure), Kaſſen— 

kontroleure, Werkſtättenvorſteher, und die den Vorſtänden 

der Telegrapheninſpektionen zur Aushülfe bei Ausführung 

auswärtiger Dienſtgeſchäfte überwieſenen mittleren Beamten 4,5 Mark, 

3) Telegraphenmeiſter, Werkmeiſte n 2.2.2... 20. 3 Mark. 

Bei Dienſtreiſen von mehr als vierundzwanzigſtündiger Dauer erhöhen ſich 
die obigen Sätze: 


bei den Beamten unter 1 auff nenn 8 Mark, 
bei den Beamten unter 2 auf e ele e 6 Mark, 
bei den Beamten unter 3 auf za. users » onen Jaime 4 Mark 


für jeden Tag. 
Wird die Stelle eines der vorgenannten Beamten durch einen anderen 
Beamten vorübergehend verſehen, ſo kann die vorgeſetzte Behörde beſtimmen, daß 
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dem Vertreter ſtatt der den Beamten ſeiner Dienſtklaſſe zuſtehenden Tagegelder 
die für den vertretenen Beamten im Abſatz 1 und 2 dieſes Paragraphen unter 
Nr. 1 bis 3 feſtgeſetzten Tagegelder gezahlt werden. 


F. 4. 

Bahnmeiſter haben innerhalb ihrer Strecke auf Reiſekoſten und Tagegelder 
keinen Anſpruch. Wenn ſie jedoch mit Zuſtimmung ihres Vorgeſetzten eine Nacht⸗ 
reviſion vorgenommen haben, fo erhalten fie für jede Nacht, welche fie außer⸗ 
halb ihres Wohnortes haben zubringen müſſen, den Betrag von 6 Mark. 

Bahnwärter und die mit der Streckenbegehung beauftragten Weichenſteller 
erhalten, wenn fie ſich auf ihrer Strecke bewegen, weder Tagegelder noch Reiſekoſten. 


§. 5. 

An Stelle der Tagegelder und Reiſekoſten wird eine von dem Minifter 
der öffentlichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzende, 
die geſetzlichen Sätze nicht überſteigende Funktionszulage gewährt: 

1) an Stations- und Abfertigungsbeamte, deren planmäßiger Dienſt ſich 
auf mehrere Stationen, Zechen oder andere an die Bahn angeſchloſſene 
Werke erſtreckt 
an Bahnmeiſter, die neben Wahrnehmung der eigenen Dienſtgeſchäfte 
einen anderen Bahnmeiſter ihrer unmittelbaren Nachbarſchaft vertreten, 
ohne daß ſie außerhalb ihres Wohnortes Quartier zu nehmen nöthig 
haben; 
an Weichenſteller und Bahnwärter, die zur Unterſtützung des ihnen 
vorgeſetzten Bahnmeiſters mit der Begehung fremder Strecken be— 
auftragt werden; 
an Bahnwärter, die mit der Verrichtung von Weichenſtellerdienſten 
oder mit der Vertretung eines benachbarten Bahnwärters beauftragt, 
ohne daß ſie außerhalb ihres Wohnortes Quartier zu nehmen genöthigt 
ſind, von ihrer Bude an gerechnet, mehr als 2 Kilometer zurückzulegen 
haben, um an den Ort ihrer dienſtlichen Beſtimmung zu gelangen. 


§. 6. 

Lokomotiv- und Zugbegleitungsbeamte erhalten für die Beſchäftigung im 
Fahrdienſte, Bahnaufſichtsbeamte für die Begleitung von Arbeitszügen keine Tage— 
gelder und Reiſekoſten. Dagegen werden ihnen Fahr-, Stunden- und Nacht: 
gelder, die die geſetzlichen Sätze nicht überſteigen dürfen, nach näherer Beſtimmung 
des Miniſters der öffentlichen Arbeiten gewährt. 


§. 7. 
Vorſtände von Werkſtätten- oder Maſchineninſpektionen, Eiſenbahnbetriebs— 
ingenieure (techniſche Kontroleure), Werkſtättenvorſteher und Werkmeiſter oder 
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deren Vertreter erhalten für die Probe- oder Reviſionsfahrten, die fie zur Feſt⸗ 

ſtellung der Betriebsfähigkeit einzelner Lokomotiven und Wagen mit dieſen aus- 

führen, Stationsbeamte ferner für die Begleitung von Hülfsmaſchinen und Hülfs— 

zügen ſtatt der Tagegelder und Reiſekoſten folgende Entſchädigungsſätze für jede 

Fahrt, Hin» und Rückfahrt als eine Fahrt gerechnet, und gleichviel, ob die eine 
Fahrt mittelſt anderer Gelegenheit erfolgt: 

Vorſtände von Werkſtätten- oder Maſchineninſpektionen und die mit 

ihrer Vertretung beauftragten höheren Beamten ...... 3 Mark, 

die anderen vorgenannten Beamten 2 Mark. 

Wenn dieſe Beamten an demſelben Tage aus den bezeichneten Anläſſen 

mehrere Fahrten, oder neben dieſen Fahrten noch andere Dienſtreiſen ausführen, 

ſo dürfen die ihnen zu gewährenden Entſchädigungen insgeſammt die geſetzlichen 

und, ſofern die Vorausſetzungen im F. 3 vorliegen, die in dieſem Paragraphen 

feſtgeſetzten Tagegelder nicht überſteigen. 


$. 8. 

Die einzelnen Beamten neben ihrem Einkommen gewährten Bauſch— 
vergütungen für Tagegelder und Reiſekoſten bilden, ſoweit bei der Bewilligung 
nicht ein Anderes beſtimmt wird, die Entſchädigung für alle innerhalb und 
außerhalb des Amtsbezirkes auszuführenden Dienſtreiſen. 

Unter beſonderen Umſtänden kann jedoch der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten ſolchen Beamten für Dienſtreiſen außerhalb ihres Amtsbezirkes Tage— 
gelder und Reiſekoſten gewähren. 

5.9. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1897 in Kraft. Soweit ſie 
nicht anderweitige Beſtimmungen enthält, finden die Vorſchriften der Geſetze vom 
24. März 1873 und vom 21. Juni 1897, ſowie der Verordnung vom 
15. April 1876, betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, 
Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Hubertusſtock, den 12. Oktober 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Miquel. Thielen. 


Be ia 


(Nr. 9957.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
a Theil des Bezirks des Amtsgerichts Battenberg. Vom 18. Oktober 1897. 


Au Grund des $. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiet der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Battenberg gehörigen Gemeindebezirke 

Oberaſphe und Berghofen 

am 15. November 1897 beginnen ſoll. 

Berlin, den 18. Oktober 1897. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. März 1897, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von dem ehemaligen Landkreiſe Danzig auf Grund 
der Allerhöchſten Privilegien vom 18. Dezember 1876 und 30. Januar 1882 
ausgegebenen Anleiheſcheine von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 19 S. 173, ausgegeben am 
8. Mai 1897; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Juli 1897, betreffend die Abänderung 
des der Haupt- und Reſidenzſtadt Hannover unter dem 3. März 1890 
ertheilten Allerhöchſten Privilegiums zur Ausgabe auf den Inhaber 
lautender Anleiheſcheine im Betrage von 16000 000 Mark, durch das 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 40 S. 229, aus⸗ 
gegeben am 24. September 1897; 

das am 3. Auguſt 1897 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Ingendorf im Kreiſe Bitburg, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 35 S. 347, ausgegeben 
am 3. September 1897 j 
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4) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Auguſt 1897, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Steinhuder Meer-Bahn“ 
zu Wunſtorf im Kreiſe Neuſtadt a. Rbge. zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Wunſtorf 
nach Uchte in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das 
Amtsblatt für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 40 S. 232, aus⸗ 
gegeben am 24. September 1897; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Auguſt 1897, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Allgemeine Deutſche 
Kleinbahngeſellſchaft“ zu Berlin zur Entziehung und zur dauernden Be— 
ſchränkung des zum Bau und Betrieb einer Kleinbahn von Bieber im 
Kreiſe Biedenkopf nach Gießen innerhalb des Preußiſchen Staatsgebiets 
in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 38 S. 267, ausgegeben am 
23. September 1897; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Auguſt 1897, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Ems auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 24. Mai 1882 aufgenommenen Anleihe auf 3½ Pro— 
zent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 38 
S. 267, ausgegeben am 23. September 1897; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 6. September 1897, betreffend die Herab— 
ſetzung des Zinsfußes der von der Stadt Tangermünde auf Grund des 
Allerhöchſten Privilegiums vom 11. Juli 1891 aufgenommenen Anleihe 
von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 40 S. 351, ausgegeben am 2. Oktober 1897; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 6. September 1897 wegen Ausferti- 
gung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Nordhauſen 
im Betrage von 1800 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Erfurt Nr. 41 S. 185, ausgegeben am 2. Oktober 1897; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 13. September 1897, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Landkreis Breslau für die 
von ihm zu bauende Chauſſee von Gallowitz nach Priſſelwitz, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 41 S. 473, aus⸗ 
gegeben am 9. Oktober 1897. 
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Redigirt im Bureau des Staats miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


